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A. Auftrag und Ziel der Arbeitsgruppe

Anlässlich des Hamburger Fachtags rechtliche Betreuung, der am 
17. Juni 2009 in Hamburg-Wilhelmsburg stattfand, wurde deutlich, 
dass die Qualität der Gutachten im betreuungsrechtlichen Verfahren 
verbesserungswürdig ist. Die folgenden Ausführungen sind die Er-
gebnisse einer von der Landesarbeitsgemeinschaft  Betreuungsgesetz1  
beauft ragten Arbeitsgruppe2 unter Mitwirkung der Ärztekammer 
Hamburg.
Neben der Entwicklung eines Standards für Gutachten in Betreu-
ungsverfahren hat sich die Arbeitsgruppe zum Ziel gesetzt: 
• Auft raggebern, Betroff enen und anderen Verfahrensbeteiligten 

Kriterien an die Hand zu geben, um Gutachten kritisch bewerten 
zu können und 

• Ärztinnen und Ärzten3, die sich für eine gutachterliche Tätigkeit 
interessieren, eine Anleitung zur Verfügung  zu stellen.

B. Rechtliche Grundlagen für Gutachten in 

     Betreuungsverfahren

In Betreuungsverfahren werden vom Gericht im Wesentlichen zu 
drei Fragestellungen Gutachten in Auft rag gegeben: Zur Bestellung 
eines Betreuers (bzw. zur Erweiterung oder Verlängerung einer Be-
treuung), zur Anordnung eines Einwilligungsvorbehaltes (bzw. zu 
dessen Verlängerung) sowie zur Genehmigung einer geschlossenen 
Unterbringung (bzw. zu deren Verlängerung). Die § 280 FamFG4  
(Betreuung) und § 321 FamFG (Unterbringung) enthalten hierfür 
die maßgeblichen gesetzlichen Regelungen. So ist ein Gutachten im 
Wege der förmlichen Beweisaufnahme gemäß den §§ 402 bis 414 
ZPO5 einzuholen. Erforderlich ist daher in der Regel ein Beschluss, 
in dem die Beweisfragen enthalten sind und der Sachverständige na-
mentlich benannt wird. Der Beschluss ist dem Betroff enen und den 
übrigen Verfahrensbeteiligten zur Kenntnis zu bringen. Er ist nicht 
selbständig anfechtbar. Zulässig ist aber eine Ablehnung des Sachver-
ständigen gemäß § 406 ZPO, z.B. wegen (gerechtfertigter) Besorgnis 
der Befangenheit. 
Ein Gutachten zur Bestellung eines Betreuers hat sich gemäß § 280 
Abs. 3 FamFG in jedem Fall auf folgende Bereiche zu erstrecken: Das 
Krankheitsbild einschließlich der Krankheitsentwicklung, die durch-
geführten Untersuchungen und die diesen zugrundeliegenden For-
schungserkenntnisse, den körperlichen und psychiatrischen Zustand 
des Betroff enen, den Umfang des Aufgabenkreises und die voraus-
sichtliche Dauer der Maßnahme.
Die Auswahl des Sachverständigen obliegt dem Gericht. Es hat da-
bei zu beachten, dass der Sachverständige die in den §§ 280 Abs. 1 
S. 2, 321 Abs. 1 FamFG niedergelegten Qualifi kationen aufweist. So 

soll für Gutachten zur Betreuerbestellung und Anordnung eines Ein-
willigungsvorbehaltes ein Arzt für Psychiatrie oder ein Arzt mit Er-
fahrung auf dem Gebiet der Psychiatrie bestellt werden. Von diesem 
Grundsatz sind Ausnahmen möglich, z.B. wenn andere als psychiat-
rische Krankheitsbilder im Vordergrund stehen. Wird ein Gutachten 
zur Erforderlichkeit einer geschlossenen Unterbringung eingeholt, so 
soll gemäß § 321 Abs. 1 FamFG ein Arzt für Psychiatrie bestellt wer-
den, zumindest muss es sich um einen Arzt mit Erfahrung auf dem 
Gebiet der Psychiatrie handeln.
Als Grundlage des Gutachtens schreiben die §§ 280 Abs. 2, 321 Abs. 
1 S. 2 FamFG eine persönliche Untersuchung und Befragung des Be-
troff enen durch den Sachverständigen zwingend vor. 
Die Pfl ichten des Sachverständigen sind in den §§ 407, 407 a ZPO 
geregelt: Beispielsweise die Pfl icht zur Erstattung des Gutachtens, 
die Prüfung, ob der Auft rag in sein Fachgebiet fällt und ob weitere 
Sachverständige hinzuzuziehen sind, den Auft rag nicht auf andere 
zu übertragen, bei Zweifelsfragen eine Klärung durch das Gericht zu 
erwirken.
Das Gericht soll den Sachverständigen auf diese Pfl ichten hinweisen 
(§ 407 a Abs. 5 ZPO), es hat die Tätigkeit des Sachverständigen zu 
leiten, ihm ggfl s. Weisungen zu erteilen (§ 404 a Abs. 1 ZPO) und 
ihm zur schrift lichen Begutachtung eine Frist zu setzen (§ 411 Abs. 
1 FamFG).
Das Gutachten ist dem Betroff enen ebenso wie den übrigen Verfah-
rensbeteiligten (§ 274 FamFG) vor der gerichtlichen Entscheidung 
grundsätzlich vollständig zur Kenntnis zu bringen, und dem Betrof-
fenen muss Gelegenheit zur Äußerung eingeräumt werden (§ 37 Abs. 
2 FamFG). Von diesem Grundsatz kann nur ausnahmsweise entspre-
chend § 288 Abs. 1 FamFG abgesehen werden, wenn der Sachver-
ständige feststellt, dass zu befürchten ist, dass die Bekanntgabe des 
Gutachtens die Gesundheit des Betroff enen schädigen oder zumin-
dest ernsthaft  gefährden werde. In diesem Fall muss jedoch ein Ver-
fahrenspfl eger bestellt, diesem das Gutachten übergeben werden und 
die Erwartung gerechtfertigt sein, dass der Verfahrenspfl eger mit dem 
Betroff enen über das Gutachten spricht.6 
Das Gutachten kann auch in mündlicher Form erstattet werden, es 
muss dann jedoch vom Gericht vollständig protokolliert werden. In 
Anbetracht der umfangreichen Anforderungen an ein Gutachten 
wird daher regelmäßig die Einholung in schrift licher Form vorzuzie-
hen sein.

C. Qualitätskriterien für Gutachten

Auf der Grundlage der dargestellten gesetzlichen Vorschrift en wer-
den im Folgenden die von der Arbeitsgruppe – unter Berücksich-
tigung der von der Rechtsprechung entwickelten Mindestanforde-

1 Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg hat die Landesarbeitsgemeinschaft  Betreuungsgesetz errichtet (vgl. Bürgerschaft sdrucksache Nr. 
14/2571), der u. a. die Aufgabe gestellt worden ist, übergreifende fachliche Probleme zu erörtern. Der Landesarbeitsgemeinschaft  (LAG) gehören Ver-
treterinnen und Vertreter der folgenden Bereiche an: Psychiatrieerfahrene Menschen, Angehörige psychisch erkrankter Menschen, behinderte Men-
schen, ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer, staatlich anerkannte Betreuungsvereine, Berufsbetreuer, bezirkliche Sozialpsychiatrische Dienste, 
bezirkliche Betreuungsstellen, Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz, Justizbehörde und Richter und Rechtspfl eger.
2 Mitglieder der Arbeitsgruppe sind: Bijan Hadji, niedergelassener Facharzt für Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie; Christoph Lenk, Facharzt für 
Nervenheilkunde, Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie, Leiter des Sozialpsychiatrischen Dienstes Hamburg Wandsbek; Catrin Mautner-Lison, 
Fachärztin für Psychiatrie und Psychotherapie, Oberärztin der Tagesklinik Ulmenhof; Martin Lison, Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie, Ober-
arzt der Tagesklinik der Asklepios Klinik Nord Ochsenzoll; Felix Pawlas, Facharzt für Nervenheilkunde, Facharzt für Neurologie, neurologischer Ober-
arzt der Schön Klinik Hamburg Eilbek; Anne Soyka, Richterin am Landgericht Hamburg, Zivilkammer 1 (Beschwerdekammer); Olav Stumpf, Richter 
am Landgericht, derzeit Amtsgericht Hamburg-Barmbek (Betreuungsrichter). Für die Ärztekammer Hamburg: Nina Rutschmann, Stellv. Justitiarin.
3 Aus Gründen der Lesbarkeit wird im Folgenden jeweils die männliche Form gewählt. Gemeint sind jeweils beide Geschlechter.
4 Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und die Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit.
5 Zivilprozessordnung.
6 BGH, Beschluss vom 11.8.2010-138/10, BTPrax 2010, 278.
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als auch dem Betroff enen, den übrigen Verfahrensbeteiligten (§ 274 
FamFG) u. a. Verfahrenspfl eger, Betreuer. 

II. Einleitung des Gutachtens 

II. 1. Einleitend sollten zunächst der Auft raggeber des Gutachtens 
und die Fragestellung des Beweisbeschlusses genannt werden. Die 
Qualifi kation des Arztes sollte aus dem Gutachten erkennbar sein. 
Bei Ärzten, die eine einschlägige Facharztbezeichnung führen (z.B. 
Facharzt für Psychiatrie (und Psychotherapie), Facharzt für Nerven-
heilkunde, Facharzt für Neurologie), ergibt sich deren Qualifi kation 
in der Regel aus der erworbenen Facharztbezeichnung.

II. 2. Wird ein Arzt eines anderen Fachgebietes oder ein Arzt ohne 
einschlägige Facharztbezeichnung mit Erfahrung auf dem Gebiet der 
Psychiatrie vom Gericht bestellt, so sollte dieser kurz darlegen, wann/
wie er im Rahmen seiner ärztlichen Tätigkeit die hier erforderlichen 
psychiatrischen Fachkenntnisse erworben hat.

II. 3. Der Betroff ene ist vom Gericht über die Einholung eines Gutach-
tens und die Beauft ragung eines Sachverständigen vorab in Kenntnis 
zu setzen. Unabhängig davon hat eine Aufk lärung durch den Sach-
verständigen vor Beginn der Exploration zu erfolgen. Der Betrof-
fene ist auf Grund und Anlass der Begutachtung, insbesondere auf 
die fehlende Schweigepfl icht des Sachverständigen gegenüber dem 
Gericht hinzuweisen, und dies ist im Gutachten zu dokumentieren. 
Des Weiteren sollte dem Betroff enen der Ablauf der Begutachtung in 
verständlichen Worten erläutert werden.

II. 4. Ferner soll in Form einer Übersicht aufgezeigt werden, auf wel-
che Erkenntnisquellen sich das Gutachten stützt. Hierbei sind insbe-
sondere die Gerichtsakte, die gutachterliche Untersuchung und ggf. die 
Fremdanamnese sowie weitere Dokumente zu nennen.

III. Tatsachengrundlagen

III. 1. Vorbemerkungen

Der Inhalt der Erkenntnisquellen, die Grundlage der anschließenden 
Beurteilung und Beantwortung der Fragestellung sind, ist nachvoll-
ziehbar und getrennt wiederzugeben. Interpretierende und kommen-
tierende Äußerungen sollten in diesem Abschnitt des Gutachtens 
unterbleiben.
Die objektiven Befunde sollten so dokumentiert werden, dass ein 
Nichtmediziner sie verstehen kann, gegebenenfalls sind Fachbegriff e 
zu erläutern.

III. 2. Aktenlage 

Die wesentlichen, beurteilungsrelevanten Ergebnisse der Akten-
auswertung sind im Gutachten darzustellen, so dass das Gutachten 
aus sich heraus verständlich und auch in seinen Schlussfolgerungen 
nachvollziehbar wird.

III. 3. Zusätzliche Ermittlungen durch Sachverständigen: 
Mit Einverständnis des Betroff enen bzw. auf Anordnung des Gerichts, 
die möglichst im Beweisbeschluss enthalten sein sollte, können – so-
weit erforderlich – ergänzende Informationen wie Krankenunterla-
gen und fremdanamnestische Angaben (Gespräche mit gesetzlichen 

rungen und der fachlichen Empfehlungen der beteiligten Fachärzte 
– erarbeiteten Qualitätskriterien für Gutachten aufgeführt7. 

I. Vor Abfassung des Gutachtens

I. 1. Der beauft ragte Sachverständige sollte zunächst prüfen, ob er zur 
Erstattung des Gutachtens ausreichend sachkundig ist, bzw. die ge-
setzlich vorgeschriebenen Qualifi kationen (siehe oben zu den §§ 280 
Abs. 1 S. 2 und § 321 Abs. 1 FamFG) erfüllt und ob der Auft rag ohne 
Hinzuziehung weiterer Sachverständiger erledigt werden kann. Ist 
dies nicht der Fall, hat der Sachverständige das Gericht unverzüglich 
zu verständigen (§ 407 a Abs. 1 ZPO). Ist oder war der Sachverstän-
dige zugleich der behandelnde Arzt des Betroff enen, ist zu prüfen, 
ob der Gutachtenauft rag abzulehnen ist. Der Arzt läuft  Gefahr, gegen 
seine ärztliche Schweigepfl icht zu verstoßen. In diesem Fall ist grund-
sätzlich eine Schweigepfl ichtsentbindung einzuholen, ggf. über den 
gesetzlichen Betreuer mit dem Aufgabenkreis der Gesundheitssorge.

I.2. Der Sachverständige ist grundsätzlich verpfl ichtet, das Gutachten 
persönlich zu erstatten und darf dieses nicht einem anderen übertra-
gen (§ 407 a Abs. 2 ZPO). Ausnahmen können beispielsweise eine 
psychologische Testung oder apparative Zusatzuntersuchungen sein. 
In diesem Fall sind die weiteren Ärzte bzw. Mitarbeiter und deren 
Verantwortungsbereiche im Gutachten zu benennen.

I.3. Hat der Sachverständige Zweifel an Inhalt und Umfang des Auf-
trages, so hat er unverzüglich eine Klärung durch das Gericht herbei-
zuführen (§ 407 a Abs. 3 ZPO). 

I.4. Der Sachverständige sollte ferner prüfen, ob er in der Lage ist, 
das Gutachten innerhalb der seitens des Gerichts festgelegten Frist 
zu erstatten. Ist dies nicht der Fall, sollte er unverzüglich Kontakt mit 
dem Gericht aufnehmen. Falls keine Frist gesetzt wurde, sollte der 
Sachverständige das Gericht informieren, wenn mit erheblichen Ver-
zögerungen zu rechnen ist8. 

I.5. Sollten sich Unklarheiten ergeben, welche Auskünft e/Ermittlun-
gen der Beurteilung als objektiv gesichert zugrundegelegt werden 
können, sollte dies mit dem auft raggebenden Gericht geklärt werden, 
falls diese Angaben für das Ergebnis der Begutachtung entscheidend 
sind. Dasselbe gilt, wenn solche Auskünft e zu ungenau sind. Das Ge-
richt könnte dann zu den erheblichen Umständen weitere Erkennt-
nisquellen heranziehen. 

I.6. Es sollte möglichst zeitnah und in geeigneter Weise Kontakt mit 
dem Betroff enen aufgenommen und ein Termin für die Begutachtung 
vereinbart werden. Hierbei sollte auf die Bedürfnisse und Wünsche 
des Betroff enen (Termin in oder außerhalb der Wohnung, an einem 
neutralen Ort, etc.) Rücksicht genommen werden.

I.7. Die Exploration sollte unter fachlich akzeptablen Bedingungen 
durchgeführt werden, bei denen ein diskretes, ungestörtes und kon-
zentriertes Arbeiten möglich ist. Ein wertschätzender Umgang mit 
dem Betroff enen und seinen Sorgen und eventuellen Ängsten sollte 
für einen Arzt selbstverständlich sein.

I.8. Das Gutachten sollte zeitnah nach der Untersuchung des Betroff e-
nen abgefasst werden. Es sollte ohne tiefere medizinische oder psych-
iatrische Fachkenntnisse verständlich sein, also sowohl dem Gericht 

7 Die Arbeitsgruppe hat sich dabei im Wesentlichen an dem üblichen Aufb au von Gutachten orientiert. Dieser spiegelt die Bestandteile der entsprechenden 
gerichtlichen Entscheidung (Tatsachengrundlagen - Sachbericht, Ergebnis des Gutachtens – Entscheidungsgründe, Zusammenfassung – Tenor) wider.
8 Fehlt eine Frist, sind pauschale Angaben hinsichtlich einer angemessenen Bearbeitungsdauer schwierig und immer vom Einzelfall abhängig. Für ein Betreuungs-
gutachten können vier Wochen angemessen sein, für ein Unterbringungsgutachten eine Woche. Im Zweifel empfi ehlt sich eine frühzeitige Nachfrage bei Gericht.
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Betreuern, Ärzten, Mitarbeitern und Angehörigen) herangezogen 
werden, um ein umfassendes Bild zu gewinnen.

III. 4. Exploration des Betroff enen

a. Das Gespräch mit dem Betroff enen (einschließlich der Dauer) und 
dessen eigene Angaben sollen dargestellt werden. Der Betroff ene ist 
regelmäßig zu folgenden Punkten zu befragen:

• Anlass des Gutachtens
• Aktuelle Lebenssituation (ggf. Tagesablauf), Zukunft sperspek-

tive, 
• Psychiatrische/neurologische- und Suchtanamnese
• Körperliche Erkrankungen
• Medikation
• Lebensgeschichte und Familienanamnese   
• Die Gewichtung und ggf. die Reihenfolge dieser Punkte kann 

sich in Abhängigkeit der Fragestellung ergeben.
b. Der Sachverständige sollte die Untersuchungssituation (Zustand 
der Wohnung, Zustand des Probanden, Begleitumstände) nachvoll-
ziehbar beschreiben. Bei betreuungsrelevanten Verhaltensstörungen 
sollten die Verhaltenssymptome präzise geschildert werden.

III. 5. Psychopathologischer Befund

Der psychopathologische Befund stellt aus ärztlicher Sicht den zent-
ralen Inhalt des Gutachtens dar. Er sollte vollständig sein, d. h. nicht 
nur die festgestellten Pathologien enthalten. Eine Orientierung am 
AMDP-System9 ist sinnvoll.

Die wesentlichen Pathologien bzw. Kernsymptome des psychopa-
thologischen Befunds sollten anhand der zuvor beschriebenen Ex-
ploration des Betroff enen oder den sonstigen zuvor genannten Er-
kenntnisquellen auch für den Nichtmediziner nachvollziehbar sein. 
Beispielsweise: Es fanden sich Hinweise auf wahnhaft es Erleben 
(„Meine Nachbarn hören mich über den Fernseher ab“).

Das AMDP-System bildet einige möglicherweise betreuungsrele-
vante Defi zite nicht ab. Hierzu gehören insbesondere neuropsy-
chologische Beeinträchtigungen wie Aphasie10, Apraxie11, Neglect12, 
Störungen der Exekutivfunktionen13. Diese Defi zite sollten in freier 
Beschreibung dem Befund hinzugefügt werden, nicht gebräuchliche 

Fachausdrücke sind zu erklären. Entsprechendes gilt bei Intelligenz-
minderungen bzw. geistiger Behinderung.

III. 6. Körperlicher Befund 

Der körperliche und neurologische Untersuchungsbefund ist zu do-
kumentieren, wenn und soweit er für die Beantwortung der Frage-
stellung relevant ist. 

III. 7. Untersuchungsmethoden

Die angewandten Untersuchungsmethoden, diesen zugrundeliegen-
de Forschungserkenntnisse und die Ergebnisse der Untersuchungen 
sind im Gutachten zu nennen.
Die für die spätere Diagnosestellung erforderlichen Untersuchungen 
sollen sich an den Leitlinien der jeweiligen Fachgesellschaft en14 ori-
entieren. Um beispielsweise die Diagnose einer Demenz zu stellen, 
sollte der Betroff ene körperlich und neurologisch untersucht werden, 
es sollte ein psychopathologischer Befund erhoben werden. Ferner 
sollte mindestens einer der gebräuchlichen Demenztests (MMST15, 
DemTect16, Uhrentest17, wobei letzterer allein nicht ausreichend ist) 
durchgeführt werden. Laboruntersuchungen des Blutes und des Ner-
venwassers sowie eine Bildgebung des Kopfes sprengen in der Regel 
den Rahmen eines Gutachtens. Liegen aktuelle Untersuchungsergeb-
nisse vor, können diese gegebenenfalls herangezogen werden.
Wird bei einer Begutachtung erstmals eine psychiatrische/neurolo-
gische Diagnose gestellt, sollten im Gutachten  ggf. weitergehende 
Untersuchungen empfohlen werden. Wird auf leitliniengerechte Un-
tersuchungen verzichtet, sollte dies kurz begründet werden.

IV. Ergebnis des Gutachtens

IV. 1. Diagnostische Beurteilung

Der Sachverständige hat eine Diagnose zu stellen oder in Ausnah-
mefällen zumindest eine möglichst präzise syndromale Zuordnung 
zu treff en und diese in einen – für Nichtmediziner verständlichen 
– diff erenzialdiagnostischen Kontext zu setzen. Dies ist insbesonde-
re dann wichtig, wenn er zu einer anderen Diagnose als die behan-
delnden Ärzte oder eventuelle Vorgutachter kommt. Die Diagnosen 

9 Ein System zur standardisierten Erfassung und Dokumentation eines psychopathologischen Befundes, das international Anwendung fi ndet.
10 Erworbener Verlust der Sprache. Es sind verschiedene Ausprägungen möglich, so kann beispielsweise die Sprache nicht mehr 
   artikuliert oder nicht mehr verstanden werden. Bei der globalen Aphasie ist beides gestört.
11 Unfähigkeit von zielgerichteten und geordneten Bewegungen, ohne dass eine Lähmung im eigentlichen Sinne vorliegt.
12 Hier nimmt der Betroff ene eine Körperhälft e ganz oder teilweise nicht wahr.
13 Steuerung des Verhaltens unter Berücksichtigung der Umwelt (bspw. Zielsetzung, Planung, Priorisierung, Impulskontrolle).
14  http://www.dgppn.de/publikationen/leitlinien/leitlinien1.html.
15 Der Mini-Mental Status Test ist ein psychometrischer Schnelltest, mit dem der Schweregrad einer Demenzerkrankung insbesonde-
re vom Alzheimer-Typ beurteilt werden kann. Der Test wird häufi g als Vergleichsgröße herangezogen, obwohl er nicht allen wissenschaft li-
chen Anforderungen genügt. Er enthält beispielsweise keine Aufgaben, die geeignet sind, komplexere kognitive Funktionen zu testen. Dazu ge-
hören beispielsweise räumlich-konstruktive Aufgaben oder Planungsaufgaben. Kognitive Störungen bei Menschen, die eine hohe Intelligenz 
besitzen, können oft  nicht exakt erfasst werden. Zur Erfassung nur leichter kognitiver Einbußen und damit zur Erkennung eines frühen Sta-
diums einer Demenzerkrankung (was für einen frühen Behandlungsbeginn wichtig wäre) ist der Test ebenfalls nur wenig geeignet.
16 Der DemTect (Demenz Detection nach Kessler und Calabrese) ist eine Testuntersuchung. Er enthält fünf Aufga-
ben zu den Funktionen verbales Gedächtnis, Wortfl üssigkeit, intellektuelle Flexibilität und Aufmerksamkeit. Er enthält im Ge-
gensatz zum MMST keine Fragen zur Orientierung, prüft  aber besser als der MMST das verbale Gedächtnis ab.
17 Der Uhrentest nach Shulmann ist eine komplexe Aufgabe. In einen vorgegebenen Kreis soll der Betroff ene die fehlenden Ziff ern ei-
ner Uhr schreiben. Dann soll er eine konkrete Uhrzeit, z. B. 7:20 mit Hilfe von Zeigern einzeichnen. Dieser Test ist hauptsächlich ein Ins-
trument der Verlaufsbeobachtung. Die Ausführung der Zeichnung wird mit fortschreitender Krankheit immer unvollständiger.
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sollen entsprechend der aktuellen Version der beiden üblichen Diag-
nosemanuale (ICD18 oder DSM19) bezeichnet werden. Die typischen 
Merkmale der jeweiligen Diagnose sollen benannt und dem jeweils 
korrespondierenden Befund zugeordnet werden, so dass auch für ei-
nen Nichtmediziner zweifelsfrei nachvollziehbar wird, wie der Sach-
verständige zu seiner diagnostischen Einschätzung gekommen ist.
Falls es in seltenen Fällen nicht möglich ist, eine Diagnose zu stel-
len, sollte dies nachvollziehbar begründet werden. Eine syndromale 
Zuordnung hat in jedem Fall zu erfolgen. Die individuellen Defi zite, 
die zu der sachverständigen Empfehlung führen, sind dezidiert dar-
zulegen.

IV. 2. Beantwortung der Fragestellung 

Die Beantwortung der Fragestellung stellt für den Auft raggeber den 
wesentlichen Inhalt des Gutachtens dar. Damit das Gericht die Ergeb-
nisse des Sachverständigen nachvollziehen und auf dieser Grundlage 
seine Entscheidung treff en kann, müssen diese nicht nur mitgeteilt, 
sondern auch verständlich und auf der Grundlage der zuvor genann-
ten Tatsachengrundlagen überzeugend begründet werden. Dabei 
hängt die Begründungstiefe vom jeweiligen Einzelfall ab. 
Der Gutachter hat sich dabei auch mit eventuellen Vorgutachten aus-
einanderzusetzen. Kommt er hierbei zu abweichenden Ergebnissen, 
sind diese nachvollziehbar zu begründen.
Ist die Fragestellung - wie häufi g -  allgemein gehalten und wird ledig-
lich nach der Erforderlichkeit der Bestellung eines Betreuers gefragt, 
bietet es sich an bei der Beantwortung auf dem im Folgenden darge-
stellten Fragenkatalog abzustellen . Die folgenden Fragen sollten – ge-
gebenenfalls an die individuelle Fragestellung angepasst – grundsätz-
lich abgearbeitet werden: 
Bestellung eines Betreuers gemäß § 1896 BGB  

(1) Leidet der Betroff ene an einer psychischen Erkrankung oder 
einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung? 

An dieser Stelle ist die oben gestellte Diagnose unter die juristi-
schen Begriff e einzuordnen.
Mit dem Begriff  der psychischen Krankheit werden diejenigen 
Gesundheitsstörungen bezeichnet, die im Kapitel V (F) der ICD-
10 aufgeführt werden, mit Ausnahme der im Unterkapitel F7 ge-
nannten Störung. Eine Alkoholabhängigkeit gilt im juristischen 
Sinne nur dann als psychische Erkrankung, wenn erkrankungs-
bedingte Defi zite wie beispielsweise ein amnestisches Syndrom 
hinzugetreten sind.
Unter dem nicht einheitlich defi nierten Auff angbegriff  der „see-
lischen Behinderung“ werden bleibende psychische Beeinträchti-
gungen als Folge psychischer Krankheiten verstanden. 
Unter geistiger Behinderung sind die Intelligenzminderungen zu 
verstehen.

(2) Welche normalerweise vorhandenen physischen, psychischen 
oder geistigen Strukturen und Fähigkeiten sind bei dem Betrof-
fenen krankheitsbedingt beeinträchtigt oder verloren gegangen?

Wesentliches Element des Betreuungsgutachtens ist die Darstel-
lung dessen, was der Betroff ene selbst noch kann und was er nicht 
mehr kann, und auf welchen Grad von Krankheit und/oder Be-
hinderung die Einschränkungen zurückzuführen sind. Es sollte 
daher deutlich herausgearbeitet werden, zu welchen konkreten 
Einschränkungen die festgestellte Krankheit bzw. Behinderung 
bei dem Betroff enen führt. Dabei sind sowohl funktionelle Ein-
schränkungen aufgrund des Beschwerdebildes sowie Einschrän-
kungen im sozialen Bereich zu berücksichtigen.

(3) Ist der Betroff ene aufgrund dieser krankheitsbedingten Beein-
trächtigungen ganz oder teilweise nicht imstande, seine anfallen-
den Angelegenheiten eigenverantwortlich zu besorgen?

Die so – auch für einen Nichtmediziner verständlich – herausge-
arbeiteten krankheits- bzw. behinderungsbedingten Defi zite des 
Betroff enen sollten sinnvollerweise in Bezug zu den empfohlenen 
Aufgabenkreisen gesetzt werden. Anhaltspunkte für die erforder-
lichen Aufgabenkreise können sich aus der Betreuungsanregung 
und den Ermittlungen der Betreuungsbehörde, aber auch aus ei-
genen Feststellungen des Sachverständigen ergeben.

(4) Welche anderweitigen Hilfsmöglichkeiten könnten eine Be-
treuung entbehrlich machen, insbesondere: Ist der Betroff ene in 
der Lage, eine Vollmacht zu erteilen?

Hier stellt sich die Frage, ob andere tatsächliche oder rechtliche 
Möglichkeiten bestehen, die regelungsbedürft igen Angelegenhei-
ten des Betroff enen (angemessen) zu erledigen. Unter Berück-
sichtigung verbliebener Fähigkeiten des Betroff enen oder anderer 
bislang ungenutzter Hilfen (soziales Netzwerk des Betroff enen, 
andere soziale Einrichtungen) ist zu beurteilen, ob eine gesetzli-
che Betreuung erforderlich ist. 
An dieser Stelle hat der Sachverständige auch dazu Stellung zu 
nehmen, ob der Betroff ene noch in der Lage ist, wirksam eine 
Vollmacht zu erteilen. Sollte der Sachverständige während der 
Begutachtung Kenntnis davon erlangen, dass eine Vollmacht be-
steht, sollte mit dem Gericht Rücksprache gehalten werden, ob 
zur Frage der Bevollmächtigungsfähigkeit zum Zeitpunkt der 
Vollmachterteilung Stellung genommen werden soll.

(5) Was kann durch die Bestellung eines Betreuers zum Wohle des 
Betroff enen erreicht werden und welche Folgen würden sich für 
diesen voraussichtlich ergeben, wenn keine Betreuung eingerich-
tet würde?

Ein wesentlicher Teil der richterlichen Entscheidungsfi ndung 
ist die Abwägung der Verhältnismäßigkeit.  Dabei sind Vor- 
und Nachteile der Einrichtung einer Betreuung, die immer die 
Grundrechte des Betroff enen berührt, gegeneinander abzuwägen. 
Aus diesem Grund ist es wichtig, dass der Sachverständige die 
Tatsachen nennt, auf die sich seine ärztliche Empfehlung stützt 
und darauf abhebt, ob die von ihm abgegebene Empfehlung er-
forderlich und geeignet ist, das erwünschte Ziel zu erreichen. Für 
die prognostische Aussage ist es wichtig, dass dem Gutachten 
entnommen werden kann, was aus ärztlicher Sicht passiert, wenn 
eine Betreuung eingerichtet wird, vor allem aber, wenn kein Be-
treuer bestellt wird.

(6) Welche Prognose besteht für die weitere Entwicklung des Zu-
standes des Betroff enen; bestehen Rehabilitationsmöglichkeiten? 
Für welche Dauer ist eine Betreuung voraussichtlich erforderlich?

Die Aussage über die voraussichtliche Dauer der Betreuungs-
bedürft igkeit sollte Alternativverläufe einbeziehen, dies auch 
deshalb, damit dem Gericht und dem Betreuer Hinweise für die 
Führung der Betreuung gegeben werden. An dieser Stelle kann es 
auch sinnvoll sein, dem zukünft igen Betreuer aus ärztlicher Sicht 
Hinweise zu geben, beispielsweise auf noch ausstehende Unter-
suchungen und mögliche Th erapien, geeignete Kliniken oder 
Wohneinrichtungen.

(7) Kann der Betroff ene aufgrund der Erkrankung oder Behinde-
rung seinen Willen nicht frei bestimmen? Das heißt, ist er in der 
Lage, die für und gegen eine Betreuung sprechenden Umstände zu 

18 International Classifi cation of Diseases (Internationale Klassifi kation der Krankheiten).
19 Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders (Diagnostisches und Statistisches Manual Psychischer Störungen).
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erfassen, gegeneinander abzuwägen und gemäß einem aufgrund 
dieser Abwägung gebildeten Willen zu handeln?

Ebenfalls ein wesentlicher Bestandteil des Gutachtens ist die Be-
urteilung des so genannten freien Willens des Betroff enen. In den 
Fällen, in denen sich ein Betroff ener gegen eine Betreuung wehrt 
oder hiermit nicht (tragfähig) einverstanden ist, hat der Sachver-
ständige dezidiert und für einen medizinischen Laien verständ-
lich herauszuarbeiten und kausal abzuleiten, warum eine Ein-
schränkung des freien Willens vorliegt. Formulierungen wie „ein 
freier Wille besteht nicht, weshalb auch eine Geschäft sunfähigkeit 
vorliegt“, sind nicht zielführend und für eine Entscheidungsfi n-
dung ungeeignet . 
Abgestellt werden sollte vielmehr darauf, ob der Betroff ene die 
nötige geistige Fähigkeit besitzt, um Folgen und Tragweite der 
jeweiligen Maßnahme zu erfassen, Vor- und Nachteile gegenein-
ander abzuwägen und seinen Willen danach zu bilden. Liegt eine 
Einbuße vor, muss sie so ausgeprägt sein, dass mindestens eine 
der fünf folgenden Fähigkeiten, die für autonomes Entscheiden 
notwendig sind, gestört sind: Entscheidungsrelevante Sachver-
halte können nicht verstanden werden, Folgen und Risiken der 
verschiedenen Handlungsalternativen können nicht in Bezug zur 
individuellen Situation gesetzt werden, Handlungsalternativen 
können nicht im Lichte des Wertesystems bewertet werden, hie-
raus kann kein Willensschluss abgeleitet werden und dieser kann 
nicht kommuniziert werden.

(8) Ist davon abzusehen, dem Betroff enen das Gutachten zur Ver-
fügung zu stellen oder ihm die Gründe eines Beschlusses bekannt-
zugeben, weil dies erforderlich ist, um erhebliche Nachteile für 
seine Gesundheit zu vermeiden?

Das Sachverständigengutachten kann, wie oben bereits darge-
stellt, dem Betroff enen nur dann vorenthalten werden, wenn zu 
besorgen ist, dass durch die Bekanntgabe die Gesundheit des 
Betroff enen geschädigt oder zumindest ernsthaft  gefährdet wird. 
Dies ist in aller Regel nicht der Fall. Der Sachverständige sollte 
daher auf entsprechende pauschale Formulierungen verzichten, 
sondern davon ausgehen, dass das Gutachten dem Betroff enen 
zur Verfügung gestellt wird. Ist in seltenen Fällen aus ärztlicher 
Sicht tatsächlich der Eintritt eines gesundheitlichen Schadens zu 
besorgen, ist diese Besorgnis dem Gericht mitzuteilen. Gegebe-
nenfalls sollte auf die Möglichkeit hingewiesen werden, das Gut-
achten dem Betroff enen durch einen Verfahrenspfl eger oder un-
ter Hinzuziehung einer Vertrauensperson zu eröff nen.

V. Zusammenfassung 

In einer kurzen Zusammenfassung sollten die wesentlichen Ergeb-
nisse des Gutachtens unter enger Bezugnahme auf die gerichtliche 
Fragestellung dargestellt werden, damit dem Leser eine schnelle Ori-
entierung und eventuell kurzfristiger Handlungsbedarf signalisiert 
werden kann.

VI. Schlussbemerkungen

Bei Verwendung wissenschaft licher Literatur sollte die übliche Zitier-
praxis beachtet werden. Obwohl die gängige Literatur des Fachgebie-
tes dem Sachverständigen ohne Zweifel bekannt sein wird, kann dies 
für das Gericht und vor allem den Betroff enen nicht angenommen 
werden. Daher sollte am Ende des Gutachtens eine kurze Aufl istung 
der verwendeten Literatur (ohne Angabe von Textstellen) erfolgen, 
um dem Gericht und dem Betroff enen die Möglichkeit zu geben, sich 
gegebenenfalls zu belesen. Mit einer Fundstelle belegt werden sollte 
zusätzlich spezielle Literatur, aus der im Gutachten zitiert wird, um 
bestimmte wissenschaft liche Sachverhalte zu verdeutlichen.
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§ 1906 Abs. 4 BGB: Genehmigung unterbringungsähnlicher Maß-
nahmen

1. Leidet der Betroff ene an einer psychischen Erkrankung oder einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung? 

2. Besteht aufgrund dieser Krankheit oder Behinderung die (ernstli-
che und konkrete) Gefahr, dass der Betroff ene sich einen erheblichen 
gesundheitlichen Schaden zufügt oder selbst tötet, und/oder

3. ist eine Untersuchung des Gesundheitszustandes, eine Heilbehand-
lung oder ein ärztlicher Eingriff  notwendig? 

4. Kann die unter Nr. 2 festgestellte Gefahr nur durch eine unterbrin-
gungsähnliche Maßnahme, d.h. durch regelmäßige und/oder über 
einen längeren Zeitraum dauernde Freiheitsentziehung durch me-
chanische Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere Weise ab-
gewendet werden,
und /oder

5. kann die oben genannte Untersuchung, Behandlung oder dieser 
Eingriff  ohne eine solche unterbringungsähnliche Maßnahme nicht 
durchgeführt werden?

6. Für welchen Zeitraum und/oder wie häufi g ist die Anwendung ei-
ner unterbringungsähnlichen Maßnahme erforderlich?

7. Welche zusätzlichen negativen Folgen könnten sich aus Anwen-
dung der unterbringungsähnlichen Maßnahme für den Betroff enen 
ergeben und was wären voraussichtlich die Folgen, wenn davon abge-
sehen werden würde?

8. Kann der Betroff ene aufgrund der unter Nr. 1 festgestellten Erkran-
kung oder Behinderung die Notwendigkeit der unterbringungsähn-
lichen Maßnahme nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht 
handeln, also seinen Willen nicht frei von der Erkrankung oder Be-
hinderung bestimmen? 

9. Ist davon abzusehen, dem Betroff enen das Gutachten zur Verfü-
gung zu stellen oder ihr/ihm die Gründe eines Beschlusses bekannt-
zugeben, weil dies erforderlich ist, um erhebliche Nachteile für seine 
Gesundheit zu vermeiden?

Anlage: Fragenkataloge

§ 1903 BGB: Einwilligungsvorbehalt (sowie entsprechend bei Ver-
längerung des Einwilligungsvorbehaltes, § 295 Abs. 1 S.1 FamFG)

Ist die Anordnung eines Einwilligungsvorbehaltes (im Aufgabenkreis 
…) zur Abwendung einer erheblichen Gefahr für die Person oder das 
Vermögen der/des Betroff enen erforderlich? (D.h. welche konkreten 
und erheblichen Gefahren würden der/dem Betroff enen ohne An-
ordnung eines Einwilligungsvorbehaltes drohen und ist der Einwil-
ligungsvorbehalt geeignet und notwendig, diese Gefahren abzuwen-
den, oder sind andere Möglichkeiten hierfür gegeben?) Für welchen 
Zeitraum ist die Anordnung erforderlich?

§ 1906 BGB: Genehmigung einer freiheitsentziehenden Unterbrin-
gung (gilt entsprechend für Verlängerung der Genehmigung, § 329 
Abs. 2 S. 1 FamFG)

1. Leidet der Betroff ene an einer psychischen Erkrankung oder einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung? 

2. Besteht aufgrund dieser Krankheit oder Behinderung die (ernstli-
che und konkrete) Gefahr, dass der Betroff ene sich einen erheblichen 
gesundheitlichen Schaden zufügt oder selbst tötet,

und/oder
3. ist eine Untersuchung des Gesundheitszustandes, eine Heilbehand-
lung oder ein ärztlicher Eingriff  notwendig? Worin besteht die Heil-
behandlung im Einzelnen (insbesondere Angaben der erforderlichen 
Medikamente mit Höchstdosierung und Verabreichungshäufi gkeit)? 
Muss diese ggfl s. auch unter Anwendung von Zwang erfolgen?

4. Kann die unter Nr. 2. festgestellte Gefahr nur durch eine geschlos-
sene Unterbringung abgewendet werden,
und /oder
5. kann die oben genannte Untersuchung, Behandlung oder dieser 
Eingriff  ohne die geschlossene Unterbringung des Betroff enen nicht 
durchgeführt werden?

6. Mit welchen Chancen und Risiken ist eine Unterbringung neben 
den unter den Nrn. 2 und 3 aufgeführten Erwägungen aus ärztlicher 
Sicht verbunden, insbesondere: Welche Erfolge (mit welcher Wahr-
scheinlichkeit) sind aufgrund der Behandlung zu erwarten und wel-
che Nebenwirkungen sind bei der erforderlichen medikamentösen 
Behandlung zu erwarten; welche negativen Folgen würde ein Abse-
hen von der Maßnahme für den Betroff enen voraussichtlich haben? 

7. Für welchen Zeitraum ist eine geschlossene Unterbringung erfor-
derlich und in welcher Art von Einrichtung soll sie erfolgen?

8. Kann der Betroff ene aufgrund der unter Nr. 1 festgestellten Erkran-
kung oder Behinderung die Notwendigkeit der Gefahrenabwehr bzw. 
der Untersuchung, Heilbehandlung oder des ärztlichen Eingriff s, die 
im Rahmen der Unterbringung erfolgen sollen, nicht erkennen oder 
nicht nach dieser Einsicht handeln, also seinen Willen nicht frei von 
der Erkrankung oder Behinderung bestimmen? 

9. Ist davon abzusehen, dem Betroff enen das Gutachten zur Verfü-
gung zu stellen oder ihm die Gründe eines Beschlusses bekanntzu-
geben, weil dies erforderlich ist, um erhebliche Nachteile für seine 
Gesundheit zu vermeiden?


